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Allgemeinverfügung der Stadt Sankt Augustin vom 19.03.2020 zur 
kontaktreduzierten Umsetzung von arbeitspolitischen Fördermaßnahmen zur 
Verhinderung der weiteren Ausbreitung von SARS-CoV-2 nach dem Gesetz zur 
Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen 
(Infektionsschutzgesetz)  
 
 
Gemäß §§ 16 Abs. 1 Satz 1, 28 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes zur Verhütung und 
Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Menschen (Infektionsschutzgesetz – 
IfSG) wird zur Verhütung der Weiterverbreitung von SARS-CoV-2 Virus-Infektionen 
folgende Allgemeinverfügung angeordnet: 
 
1. Die Einrichtungen gemäß der nachfolgenden Förderprogramme sind ab dem 

19.03.2020 bis zunächst zum 19.04.2020 für den Publikumsverkehr zu 
schließen: 

 
-  Beratung von Unternehmen zur Fachkräftesicherung, Potentialberatung 

(Einschränkung s. Punkt 4), 
 

-  Kompetenzentwicklung durch Bildungsscheckverfahren 
   (Einschränkung s. Punkt 4), 
 

-  Beratung zur beruflichen Entwicklung / Anerkennung Kompetenzen, 
 

-  Förderung von Erwerbslosenberatungsstellen und Arbeitslosenzentren, 
 

-  Regionalagenturen. 
 
2.  Die unter 1 genannten Einrichtungen stehen weiterhin vollständig telefonisch 

zur Verfügung bzw. werden vollständig im Sinne des Zuwendungsbescheids 
telefonisch verfügbar. Alle Einrichtungen sind aufgefordert, ihren Web-Auftritt 
und ihre Angebote im Internet im Rahmen der bestehenden Förderung 
auszubauen. 

 
3. Die unter 1. und 2. getroffenen Regelungen gelten auch für 
 

- Das Beratungsprojekt „Arbeitnehmerfreizügigkeit fair gestalten (Arbeit 
und Leben NRW, Düsseldorf) und 

 
-  Servicestelle faire Zeitarbeit und Werkverträge

 (Technologieberatungsstelle NRW, Düsseldorf). 
 
4.  Die Beratungsgespräche zur Ausstellung von Schecks für die 

Förderprogramme Beratung von Unternehmen zur Fachkräftesicherung, 
Potentialberatung und Kompetenzentwicklung von Beschäftigten durch 
Bildungsscheckverfahren können telefonisch oder per Videochat erfolgen. Bei 
positivem Beratungsergebnis können die Interessenten kurz die 
Beratungsstelle aufsuchen, um notwendige Dokumente vorzulegen und um 
das Beratungsprotokoll und die notwendigen subventionserheblichen 
Erklärungen zu unterschreiben. 
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5.  Die durchzuführenden Tätigkeiten im Rahmen der ESF-Förderprogramme 
 

-  Ausbildungsprogramm NRW 
 

-  Kooperative Ausbildung an Kohlestandorten in Nordrhein-Westfalen 
 

-  100 zusätzlich Ausbildungsplätze für Jugendliche und junge 
Erwachsene mit Behinderung in Nordrhein-Westfalen-
Teilzeitberufsausbildung 

 
- öffentlich geförderte Beschäftigung  
 
sollen so weit wie möglich telefonisch oder elektronisch erfolgen. 

 
6.  Auf die sofortige Vollziehung nach § 28 Absatz 3 i.V. m. § 16 Absatz 8 IFSG 

wird hingewiesen. 
 
7. Zuständige Behörde für Maßnahmen nach § 28 IfSG sind nach § 3 ZVO-lfSG 

die Städte und Gemeinden als örtliche Ordnungsbehörden. 
 
8.  Die Anordnungen unter Ziffer 1 bis 5 sind sofort vollziehbar. 
 
9.  Die Anordnungen unter Ziffer 1 bis 5 treten mit der öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft und gelten bis zum 19.04.2020.  
 
10.  Auf die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen diese Anordnungen wird 

hingewiesen (§ 75 Abs. 1 Nr. 1, Abs. 3 Infektionsschutzgesetz). 
 
 
Begründung: 
Das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer Zeit weltweit verbreitet. 
Auch in Deutschland und insbesondere in Nordrhein-Westfalen gibt es inzwischen 
zahlreiche Infektionen. 
Vor dem Hintergrund drastisch steigender Infektionszahlen in den vergangenen 
Tagen und der weiterhin dynamischen Entwicklung der SARS-CoV-2 Infektionen ist 
es erforderlich, weitere kontaktreduzierende Maßnahmen zur Beeinflussung - 
insbesondere Verzögerung – der Ausbreitungsdynamik zu ergreifen und 
Infektionsketten zu unterbrechen. 
 
Durch den vorherrschenden Übertragungsweg von SARS-CoV-2 (Tröpfchen) z.B. 
durch Husten, Niesen oder teils mild erkrankte oder auch asymptomatisch infizierte 
Personen kann es leicht zu Übertragungen von Mensch-zu-Mensch kommen. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung vom 19.03.2020 können Sie innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe des Verwaltungsaktes beim Verwaltungsgericht Köln, 
Appellhofplatz, 50667 Köln schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle Klage erheben. 
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Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des 
Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur 
Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, die 
angefochtene Verfügung soll beigefügt werden. Falls die Frist zur Klageerhebung 
durch das Verschulden eines von Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet werden. 
 
Die Klage kann auch in elektronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über 
den elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerichten und den 
Finanzgerichten im Lande Nordrhein-Westfalen - ERVVO VG/FG - vom 07.11.2012 
(GV.NRW. Seite 548) eingereicht werden. 
 
Im Auftrag 
 
 
Thomas Müller 
 


